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EU-Jahresbericht zur Menschenrechtslage
Ratsdok. 13449/03

A. Problem

Der am 13. Oktober 2003 vom Allgemeinen Rat verabschiedete Bericht, der
den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 erfasst, behandelt u. a. spezi-
fische Menschenrechtsfragen, die innerhalb der EU selbst aufgetreten sind, und
gibt einen umfassenden Überblick über das Menschenrechtsinstrumentarium,
über das die EU in ihren Beziehungen gegenüber Drittstaaten sowie in interna-
tionalen Organisationen verfügt. Darüber hinaus enthält er eine Darstellung des
Engagements der EU für die weltweite Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten und beurteilt die Fortschritte, die die EU hinsichtlich ihrer
vorrangigen Ziele erreichen konnte.

B. Lösung

Annahme einer Entschließung, in der der Deutsche Bundestag u. a. die Bundes-
regierung auffordert, sich innerhalb der EU für eine intensive Fortsetzung des
Menschenrechtsdialogs zwischen der EU und China bzw. dem Iran einzusetzen
sowie darauf hinzuwirken, dass das Thema Menschenhandel im Dialog mit
Drittländern ständiger Tagesordnungspunkt bleibt.

Annahme einer Entschließung mit den Stimmen der Fraktionen SPD,
CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Frak-
tion der FDP

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Wurden nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

in Kenntnis der Unterrichtung – Drucksache 15/2636 Nr. 2.16 – folgende Ent-
schließung anzunehmen:
Der Deutsche Bundestag hält den Fünften Jahresbericht der Europäischen
Union über die Menschenrechte für eine wichtige Dokumentation der internen
und externen Menschenrechtspolitik der Europäischen Union und für eine
geeignete Grundlage für die Ermittlung der Bereiche, die verbessert werden
können. Der Deutsche Bundestag begrüßt insbesondere, dass der Jahresbericht
die durchgängige Berücksichtigung der Menschenrechte in allen Aspekten der
Politikgestaltung und -umsetzung der EU, einschließlich der Außenhilfe, fest-
schreibt.
Der Deutsche Bundestag begrüßt, dass die Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten das Grundprinzip aller Gemeinschaftsaktionen bei der Terro-
rismusbekämpfung ist. Er bittet die Bundesregierung, sich innerhalb der Euro-
päischen Union weiter dafür einzusetzen, dass kein Beschluss der Europäischen
Union die Pflicht berührt, die Grundrechte und die allgemeinen Rechtsgrund-
sätze, wie in Artikel 6 EUV niedergelegt, zu achten.
Der Deutsche Bundestag begrüßt die verstärkten Bemühungen der Europäi-
schen Union im Kampf gegen den Menschenhandel. Sie schlugen sich in neuen
EU-Rechtsvorschriften nieder, im Rahmenbeschluss zur Bekämpfung des Men-
schenhandels und in der Brüsseler Erklärung. Der Deutsche Bundestag bittet
die Bundesregierung, innerhalb der Europäischen Union weiter darauf hinzu-
wirken, dass das Thema Menschenhandel im Dialog mit Drittländern ständiger
Tagesordnungspunkt bleibt.
Der Deutsche Bundestag begrüßt die systematische Aufnahme der „Wesent-
liche-Elemente“-Klausel über die Menschenrechte in die Abkommen der Euro-
päischen Gemeinschaft mit Drittländern und bittet die Bundesregierung, sich
innerhalb der Europäischen Union für ein regelmäßiges Monitoring dieser Ver-
einbarungen sowie für eine konsequente Anwendung geeigneter Maßnahmen
einzusetzen, wie sie die Abkommen für den Fall vorsehen, dass die menschen-
rechtsbezogenen Verpflichtungen nicht erfüllt werden.
Der Deutsche Bundestag begrüßt weiterhin die von der Kommission vorgeleg-
ten strategischen Leitlinien „Intensivierung der EU-Maßnahmen für die Mittel-
meer-Partnerländer in den Bereichen Menschenrechte und Demokratisierung“
als wichtiges handlungsorientiertes Konzept, um die Stringenz und Kohärenz
der Menschenrechtspolitik in der Region zu verbessern. Der Deutsche Bundes-
tag bittet deshalb die Bundesregierung, innerhalb der Europäischen Union auf
die konsequente Umsetzung dieser Leitlinien hinzuwirken.
Der Deutsche Bundestag misst dem systematischen Dialog zwischen der EU und
China über die Menschenrechte eine hohe Bedeutung zu. Er bedauert allerdings
den Mangel an Fortschritten bei zentralen Fragen wie Todesstrafe, Verwaltungs-
haft, Gewerkschaften, Freiheit der Meinungsäußerung, Vereinigungsfreiheit so-
wie Religions- und Glaubensfreiheit. Der Deutsche Bundestag bedauert auch,
dass sich die chinesische Regierung weiterhin einem konstruktiven Dialog mit
dem Dalai Lama verweigert. Er bittet die Bundesregierung, sich innerhalb der
Europäischen Union für eine intensive Fortführung des EU-China-Dialogs zu
diesen Themen einzusetzen. Ebenso bittet der Deutsche Bundestag die Bundes-
regierung, sich gerade nach den letzten Parlamentswahlen weiter für einen in-
tensiven Austausch im Rahmen des Menschenrechtsdialogs zwischen der EU
und dem Iran einzusetzen und die Verbesserung des Haftsystems anzumahnen,
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Presse- und Meinungsfreiheit einzufordern sowie auf ein Moratorium für Stei-
nigung und insbesondere auch auf ein Moratorium für Todesstrafe für Minder-
jährige zu drängen.
Der Deutsche Bundestag begrüßt, dass die EU die Einrichtung des Internationa-
len Strafgerichtshofs für die Behandlung schwerster Verbrechen von internatio-
nalem Belang, insbesondere Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlich-
keit und Kriegsverbrechen, vorangetrieben hat, und fordert die Bundesregierung
auf, sich weiterhin intensiv für die Bekämpfung der Straflosigkeit einzusetzen.

Berlin, den 31. März 2004

Der Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe

Christa Nickels
Vorsitzende und
Berichterstatterin

Rudolf Bindig
Berichterstatter

Holger Haibach
Berichterstatter

Rainer Funke
Berichterstatter
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Bericht der Abgeordneten Rudolf Bindig, Holger Haibach, Christa Nickels
und Rainer Funke

I. Überweisung

Der EU-Jahresbericht zur Menschenrechtslage (Ratsdok.
13449/03) wurde gemäß § 93 der Geschäftsordnung (Bun-
destagsdrucksache 15/2636 Nr. 2.16) am 5. März 2004 dem
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe zur
federführenden Beratung und dem Auswärtigen Ausschuss,
dem Innenausschuss, dem Rechtsausschuss, dem Ausschuss
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, dem Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sowie
dem Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen
Union zur Mitberatung überwiesen.

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Der EU-Jahresbericht zur Menschenrechtslage, der auf der
Grundlage der Schlussfolgerungen des Allgemeinen Rats
vom 11. Oktober 1999 und 10. Dezember 2002 zum fünften
Mal vorgelegt wird, ist das Ergebnis einer gemeinsamen
Anstrengung der 15 Mitgliedstaaten, die von der Kommis-
sion und vom Ratssekretariat unterstützt wurde. Sein Ziel
besteht darin, darzulegen, wie die Grundsätze der Demokra-
tie, der Freiheit, der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der
Grundfreiheiten in der internen und externen Menschen-
rechtspolitik der EU, in ihren Standpunkten und ihrem
Tätigwerden zum Ausdruck kommen. Der Jahresbericht ist
Bestandteil der allgemeinen Bemühungen um mehr Trans-
parenz und einen intensiveren Dialog mit der Bürgergesell-
schaft im Ganzen. Die EU will auf diese Weise ihre Bürger
stärker in den Schutz und die Förderung der Menschen-
rechte einbinden und die Diskussion über die EU-Men-
schenrechtsagenda ausweiten. Der Bericht dient daher nicht
nur als Informationsquelle, sondern ist zugleich Ausgangs-
punkt für weitere Überlegungen zu Mitteln und Wegen, wie
Kohärenz und Wirksamkeit der EU-Menschenrechtspolitik
verbessert werden können.

In einem einführenden allgemeinen Teil zur EU-Politik im
Menschenrechtsbereich werden u. a. die Rechtsgrundlagen,
Hauptakteure, Grundsätze und Prioritäten, die Einbeziehung
der Menschenrechte in alle Aspekte der Politikgestaltung
und Umsetzung der EU sowie die Transparenz und der
Dialog mit der Bürgergesellschaft erläutert. Ein weiterer
Teil stellt spezifische Menschenrechtsfragen, die innerhalb
der EU auftreten, in den Vordergrund: Menschenrechte und
Terrorismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, Asyl
und Migration, Minderheitsfragen, Menschenhandel,
Rechte des Kindes, Menschenrechte der Frauen und Men-
schenrechte und Wirtschaft. Ein weiterer Abschnitt widmet
sich der Darstellung des gesamten reichhaltigen Instrumen-
tariums, das der EU in ihren Beziehungen zu Drittstaaten
sowie in internationalen Organisationen zur Verfügung
steht. Dabei wird ausführlich das Tätigwerden der EU in
internationalen Gremien, z. B. in der 59. Tagung der UN-
Menschenrechtskommission, dargestellt. Detailliert wird
weiter in einer themen- sowie regionalbezogenen Darstel-
lung das Engagement der EU für die weltweite Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten behandelt.

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse

Die mitberatenden Ausschüsse haben dem federführenden
Ausschuss jeweils die Kenntnisnahme empfohlen.

IV. Beratung im federführenden Ausschuss

Der Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre
Hilfe hat die Vorlage in seiner 36. Sitzung am 31. März
2004 beraten, wobei alle Fraktionen den EU-Menschen-
rechtsbericht übereinstimmend als ein bedeutsames Doku-
ment bezeichneten.

Die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
antragten die Annahme einer Entschließung, deren Ab-
sätze 1 bis 5 – siehe die Absätze 1 bis 5 der Beschlussem-
pfehlung – die Fraktion der CDU/CSU übernahm. Absatz 6
der von den Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN beantragten Entschließung, der wie folgt lautete:
Der Deutsche Bundestag misst dem systematischen Dialog
zwischen der EU und China über die Menschenrechte eine
hohe Bedeutung zu. Er bedauert allerdings den Mangel an
Fortschritten bei zentralen Fragen wie Todesstrafe, Verwal-
tungshaft, Gewerkschaften, Freiheit der Meinungsäuße-
rung, Vereinigungsfreiheit, Religions- und Glaubensfreiheit,
und bittet die Bundesregierung, sich innerhalb der Europä-
ischen Union für eine intensive Fortführung des Dialogs zu
diesen Themen einzusetzen. Ebenso bittet der Deutsche
Bundestag die Bundesregierung, sich gerade nach den letz-
ten Parlamentswahlen weiter für einen intensiven Aus-
tausch im Rahmen des Menschenrechtsdialogs zwischen der
EU und dem Iran einzusetzen., wurde auf Grund von Ände-
rungsanträgen der Fraktion der CDU/CSU, denen auch die
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Ab-
wesenheit der Fraktion der FDP zustimmten, neu gefasst
(vergleiche Absatz 6 der Entschließung in der Beschluss-
empfehlung). Auch Absatz 7 der Entschließung (vergleiche
die Beschlussempfehlung) beruhte auf einem Antrag der
Fraktion der CDU/CSU, dem auch die Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Frak-
tion der FDP zustimmten.

Ein weiterer Antrag der Fraktion der CDU/CSU, an Absatz 5
des von den Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN beantragten Entschließungstextes folgenden
Satz 3 anzufügen: Der Deutsche Bundestag bedauert, dass
die Situation der Menschenrechte in den EU-Beitritts-
ländern nicht eingehender dargestellt wurde, und bittet die
Bundesregierung, sich dafür einzusetzen, dass im Hinblick
auf diese Länder künftig insbesondere die Probleme Men-
schenhandel, Rechte der Kinder und Minderheitenrechte
berücksichtigt werden., wurde mit den Stimmen der Fraktion
der SPD gegen die Stimmen der Fraktion der CDU/CSU bei
Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abwesenheit der Fraktion der FDP abgelehnt.

Nach Auffassung der Fraktion der SPD würden diese
Aspekte sehr differenziert in den regelmäßigen länder-
bezogenen Fortschrittsberichten der Kommission behandelt.
Die notgedrungen kursorisch bleibende Ausschussberatung
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Berlin, den 31. März 2004

Rudolf Bindig
Berichterstatter

Holger Haibach
Berichterstatter

Christa Nickels
Berichterstatterin

Rainer Funke
Berichterstatter

würde der Kompliziertheit der Sachverhalte nicht gerecht
werden.

In der Schlussabstimmung hat der Ausschuss für Menschen-
rechte und Humanitäre Hilfe mit den Stimmen der Fraktionen
SPD, CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Ab-
wesenheit der Fraktion der FDP in Kenntnisnahme der Unter-
richtung die in der Beschlussempfehlung enthaltene Ent-
schließung angenommen.
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